
M a g i s t r a t Bremerhaven, 26.01.2022 
Organisationseinheit IV 
 
 
 
A m t   11 
 
 
 

Antrag zum Stellenplan 2024/2025 
 
Amt / Amtsstelle / Betrieb/ Referat 51 
(Organisationsnummer und Bezeichnung) 

Abteilung/Sachgebiet 51/82 

Planstelle/Stelle Nr.   

Bewertung bisher   

Funktionsbezeichnung bisher   

 
 Neuschaffung  Stellen-Soll  3,6 Stellen 
 Streichung   anerkannter Bedarf - Soll   
 Umwandlung    kw-Vermerk/e    
 Höherbewertung  ku-Vermerk/e    
 Abwertung   (ku nach BesG/EG   ) 
 Ausweisung 
 Übertragung 
 Redaktionelle Korrektur 

 
Bewertung neu S 3 - S 8a TVöD/SUE 
 
Funktionsbezeichnung neu Erzieherisches Personal 
 
Befristung bis   
 
 

 

Auswirkung auf den Personalhaushalt (wird von Amt 11 ausgefüllt): 
 
Ausgaben/Einsparung pro Jahr:  
haushaltsneutral, weil:  
 

 

Finanzierung: 
 
Kommunal:  durch Dritte:   
 

 

Wenn Finanzierung durch Dritte: 
 
Finanzierungsträger: Sozialhilfe Land/Stadt Eingliederungshilfe 
Finanzierungsanteil: 82,08 % Land Bremen 
verbleibender kommunaler Anteil: 17,92 % Stadt Bremerhaven  
Einnahme-Haushaltsstelle: 6472 385 - 02 



Begründung: 
 
Auf Grundlage einer Rahmenvereinbarung zwischen dem Land Bremen, vertreten durch die 
Senatorin für Soziales, Jugend, Integration und Sport und der Stadtgemeinde Bremerhaven 
erfolgt eine Strukturförderung für die Erbringung, Finanzierung und Kostenteilung von 
Eingliederungshil-fen für behinderte und von Behinderung bedrohte Kinder in sogenannten 
Schwerpunkteinrichtun-gen.

Aktuell finanziert das Land in der Stadtgemeinde Bremerhaven 296 Plätze.

Gemäß dieser Vereinbarung auf Grundlage der festgelegten Finanzmittel und der 
vorzuhaltenden Platzzahlen ist u. a. vereinbart, dass Abweichungen in einem Verhältnis von +/- 
5 % der Platzka-pazitäten durch eine örtliche Steuerung ausgeglichen und personell und 
finanziell kompensiert werden. 

In der aktuellen Anmeldesituation zeichnet sich ein weiterer Bedarf an Schwerpunktplätzen ab. 
Insgesamt ist von 3 zusätzlichen Gruppen auszugehen.

 
 
 
Stellenbeschreibung (soweit erforderlich:  siehe Anlage) 
 
Pflichtaufgabe:  Ja -  Nein 
 
Rechtsgrundlage: 

SGB IX und SGB XII

 
 
Stadtrat Frost 
 
 
Fachausschuss: Beschluss vom                                    (wird von Amt 11 ausgefüllt) 
 
 
 
 
M a g i s t r a t befürwortet abgelehnt Beratung im Personal- zurückgestellt 
11 und Organisations- (s. Protokoll) 
 ausschuss erforderlich 
Empfehlung der Verwaltung nach der 
Beratung mit dem Gesamtpersonalrat 
 
Beschluss des Personal- und 
Organisationsausschusses 


